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Da eine Rücküberweisung nicht stattgefunden hat, ist die Grundlage der Entscheidung die 
Empfehlung des Ausschusses für Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturreform zur zwei-
ten Lesung. Der Ausschuss empfiehlt in Drucksache 14/10605, den Gesetzentwurf Druck-
sache 14/10125 unverändert anzunehmen. Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen 
möchte, bitte ich um das Handzeichen. – CDU und FDP. Wer ist dagegen? – Grüne, SPD 
und Herr Sagel. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist die Beschlussempfehlung ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 14/10125 in dritter Lesung verabschiedet.  
Wir kommen zu: 

7 Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds des Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses II 
Wahlvorschlag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/10643 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. Wir kommen deshalb sofort zur Abstimmung. Wer den 
Wahlvorschlag Drucksache 14/10643 annehmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? Damit ist der Wahlvorschlag bei einer Enthal-
tung des Abgeordneten Sagel angenommen.  
Wir kommen zu: 

8 Landesregierung muss Sparliste vor der Landtagswahl veröffentlichen 
Antrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/10596 

Ich eröffne die Beratung und gebe Frau Brunn, SPD-Fraktion, das Wort. 

Anke Brunn (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Finanzminister hat mit 
der Vorlage des Nachhaltigkeitsberichts erklärt, er wolle bis 2020 den Haushalt des Landes 
um 5,5 Milliarden € jährlich entlasten, um das Ziel „Nettoneuverschuldung null“ für den Lan-
deshaushalt zu erreichen. Herr Minister, ich meine, wer den Mund spitzt, muss auch pfeifen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
Wir erwarten von Ihnen – auch von dieser Landesregierung –, wenn Sie so etwas in die 
Welt setzen, dass Sie vor dem Parlament Ihre Karten, also konkret: Ihre Sparpläne, auf den 
Tisch legen. Und wir erwarten, dass Sie sagen, was Sie planen, um diese drastischen Ein-
sparungen zu erreichen. Nicht nur wir im Parlament haben einen Anspruch darauf, sondern 
auch die Wählerinnen und Wähler haben einen Anspruch darauf zu erfahren, was die Re-
gierung plant, und zwar vor der Landtagswahl, nicht danach. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Entweder haben Sie keinen Plan, wie Sie das machen wollen, dann ist Ihre Behauptung 
Rosstäuscherei, oder Sie haben einen Plan, dann müssen Sie ihn herausrücken, und zwar 
sofort und vor der Wahl. Sonst ist die nächste Wählertäuschung programmiert. 
Vorgestern hat der Präsident der Bundesbank, Herr Prof. Weber, hier in Düsseldorf noch 
einmal auf die Notwendigkeit der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und auf die 
Notwendigkeit der Schuldenreduzierung hingewiesen. Er hat eines als falsch bezeichnet, 
nämlich Steuergeschenke. Genau dies hat die Landesregierung mit ihrer Unterstützung des 
umstrittenen Schuldenbeschleunigungsgesetzes oder Mövenpick-Gesetzes aber gerade 
gemacht. Sie haben den Einspardruck auf den Landeshaushalt durch diese Gesetzgebung 
noch erhöht.  
Das wollen Sie anscheinend in Berlin durch weitere Steuerungsreduzierungspläne noch 
verstärken. Das muss man vor der Wahl erklären, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
was Sie an weiteren Einsparungen und an weiteren Steuerreduzierungen machen wollen.  
Umso wichtiger ist es, dass Sie auch Ihre Liste der Grausamkeiten, die angeplant sind, be-
nennen. In Ihrem Nachwort zum Nachhaltigkeitsbericht nennen Sie Beispiele. An erster 
Stelle werden Einsparungen beim kommunalen Finanzausgleich – Nachtrag zum Tages-
ordnungspunkt eben – genannt.  

(Minister Dr. Helmut Linssen: Das steht da gar nicht!) 
– Doch, genau das steht da. Ich habe es doch gelesen. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Nein!) 
Schon bisher sind Einsparungen des Landes an erster Stelle zulasten der Kommunen ge-
gangen. Ich frage Sie, Herr Minister – das können Sie gleich klarstellen –: Wollen Sie die 
Schuldenlast des Landes einfach weiter an die Kommunen durchreichen – das ist die Frage, 
um die es hier geht –, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
oder wollen Sie das nicht? Wie wollen Sie es dann machen? Das wollen wir wissen. Bereits 
jetzt ist die Lage der Kommunen besorgniserregend. Deshalb wird ja der Solidarpakt Stadt-
finanzen gefordert, und aus diesem Grunde wurde eben diese Debatte hier geführt. Jetzt 
müssen Sie sagen, was Sie wollen und wo Sie da streichen wollen.  
Das ist aber auch ein Beispiel dafür, dass sich die Nachhaltigkeitsberichterstattung des 
Landes dringend auch auf die Kommunen erstrecken muss, weil es sonst eine völlig schiefe 
Schlachtordnung gibt. Als wenn sich der Landeshaushalt konsolidieren könnte und die 
Kommunen gehen pleite! Das macht doch keinen Sinn.  

(Beifall von der SPD) 
Der zweite Sparvorschlag in Ihrem Schlusswort zum Nachhaltigkeitsbericht lautet, die Per-
sonalkosten zu senken, als wenn das Personal des Landes nicht schon mehr als überlastet 
wäre. 

(Beifall von der SPD) 
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Wir haben das in den letzten Wochen gerade am Beispiel der Finanzverwaltung diskutiert. 
Sagen Sie uns und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, wie und was Sie streichen wollen. 
Sagen Sie den Bürgerinnen und Bürgern, welche Dienstleistungen des Landes einge-
schränkt werden sollen, um das Personalsparziel zu erreichen. 
Wir wollen auch wissen, was Sie denn unter Sparpotenzial des demografischen Wandels 
verstehen. Das ist ja auch ein Witz. 
Schade ist, dass Sie den eigentlich guten Bericht mit recht unsachlichen Bemerkungen über 
Ihre eigene Glaubwürdigkeit untermauern wollen, als wenn Sie schon konsolidiert hätten. 
Das gelingt Ihnen überhaupt nicht. Denn Sie haben als Beispiel die Phase von 2006 bis 
2008 gewählt, als die Steuerquellen wie wild sprudelten. Da ist es dann eigentlich gar kein 
Wunder. 
Nehmen Sie doch zwei Zahlen: In Ihrer Regierungszeit von 2005 bis 2010 hatten Sie 
20 Milliarden € mehr an Steuereinnahmen als die Vorgängerregierung. Im gleichen Zeitraum 
sind aber die zusätzlichen Schulden um nur 4 Milliarden € weniger gewachsen als bei der 
Vorgängerregierung. Nach der Faustformel in Ihrem eigenen Nachhaltigkeitsbericht müss-
ten Ihre Konsolidierungsanstrengungen aber um 6 Milliarden € höher sein. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 
Wenn Sie sich das vor Augen führen, sehen Sie, dass es dringend notwendig ist, dass die 
Regierung ihre konkreten Pläne auf den Tisch legt, 

(Beifall von der SPD) 
dass sie nicht blufft, sondern sagt, was Sie wirklich will.  
Wir fordern: Wahrheit und Klarheit gerade bei diesen Zahlen. Wir fordern: keine Polemik. 
Wir fordern: kein Bluff. Wir fordern: keine Wählertäuschung. Wir fordern, dass Sie jetzt sa-
gen, was Sie wollen, und nicht erst nach der Wahl entweder verkünden, dass es nicht geht, 
oder wie Sie es machen wollen. Die Bürger sind mit Recht besorgt. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau Kollegin Brunn. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Kollege Möbius. 

Christian Möbius (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als ich den An-
trag der SPD-Fraktion mit dem Titel „Landesregierung muss Sparliste vor der Landtagswahl 
veröffentlichen“ das erste Mal gelesen habe, fiel mir spontan die Zeile eines Liedes der Köl-
ner Karnevalsgruppe „Black Fööss“ ein; das passt ganz gut in die Karnevalszeit. Diese Zeile 
lautet: „mer bruche keiner dä de Schnüss op määt dä se besser halden dät.“ Auf Hoch-
deutsch übersetzt heißt das: Wir brauchen keinen, der die Klappe aufmacht, der sie besser 
halten sollte. 
Ich will das auch gerne begründen, meine Damen und Herren: Wer wie die SPD ein Wahl-
programm für die Landtagswahl vorlegt, das Presseangaben zufolge Ausgaben in der Grö-
ßenordnung von bis zu 30 Milliarden € vorsieht, 

langec
Rechteck




